
REZENSION

https://doi.org/10.1007/s42520-021-00371-1
Neue Polit. Lit. (2021) 66:232–235

19. Jahrhundert

Müller, Philipp: Geschichte machen. Historisches
Forschen und die Politik der Archive, 517 S., Wallstein,
Göttingen 2019.

Katrin Minner

Angenommen: 29. April 2021 / Online publiziert: 22. Mai 2021
© Der/die Autor(en) 2021

Liest man/frau die Studie von Philipp Müller zum Spannungsfeld von historischer
Forschung und Archivpolitik im 19. Jahrhundert, so fühlt sich die Leserin an er-
staunlich virulente Gegebenheiten der Archivbenutzung noch im 20. Jahrhundert,
zum Teil bis heute, erinnert: die Relevanz von Empfehlungsschreiben, die Bean-
tragung von Genehmigungen zur Einsichtnahme in gesperrte Bestände und die mit
rechtlichen Argumenten beschränkte Herausgabe beziehungsweise Verwendung von
Akten – und das in einer Ära von mittlerweile festgeschriebenem Jedermann/-frau-
und Informationsfreiheitsgesetz. Auch heute sind Forscher_innen häufig auf das
Wissen der Archivar_innen angewiesen und dass diese ihnen Informationen zu-
gänglich machen. Als Gatekeeper üben die Archivmitarbeiter_innen weiterhin die
Kontrolle über Findmittel und Unterlagen aus. Ein langer Schatten des vormodernen
Archivwesens?

In der Studie kristallisiert sich eine bemerkenswerte Kontinuität von frühneuzeit-
lich geprägten Denkweisen und Praktiken seitens der für die Archive zuständigen
Beamten, Verwaltungen und Ministerien heraus – und bricht dadurch mit der bis-
herigen Historiografie zur Archivpolitik: Sie relativiert die bisher gängige These
von tiefgreifenden Modernisierungsprozessen zur Öffnung der Archive im 19. Jahr-
hundert, negiert insbesondere diejenige von Archivreformen und Öffnungen Anfang
des 19. Jahrhunderts als Folgen der Französischen Revolution und der anschließen-
den Neuordnungen in Europa. Demgegenüber arbeitet Müller den langen Nachhall
der frühneuzeitlichen Archivpolitik heraus. Die Untersuchung kreist vor allem um
die Koordinaten von „arcana imperii“, „arcanum“/„secretum“ beziehungsweise ar-
kanpolitischer Zensur in einer rechtspolitisch institutionellen Kultur einerseits und
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dem „historischen Imperativ“ der Forscher und Gelehrten zur persönlichen Inaugen-
scheinnahme als neuem Ausweis der Wissenschaftlichkeit andererseits.

Archiv- und Historiografiegeschichte sind – wie auch Müller in der Einleitung
konzediert – keine neuen Themen oder Herangehensweisen. Die innovative Idee
der Studie besteht darin, die auf Archive gestützte geschichtswissenschaftliche For-
schung selbst zu historisieren, indem sie die Folgewirkungen archivpolitischer Rah-
menbedingungen auf die Generierung historischen Wissens bemisst. Verdienst des
Autors ist es, deutlich zu machen, wie erst im Laufe des 19. Jahrhunderts das
persönliche Studium von Archivquellen zum Qualitätsmerkmal wissenschaftlicher
Forschung und das Archiv damit zu einer wissenskonstitutiven Einrichtung wur-
de. Die Quellen wurden mit einer Vorstellung von „Reinheit“, „Unberührtheit“ und
„Wahrheit“ aufgeladen. Doch begründet er schlüssig, dass die daraus verfertigten
Darstellungen keinesfalls den Anspruch erfüllen konnten, dass alle vorhandenen
und relevanten Quellenbestände voraussetzungslos, frei, umfassend, ungestört oder
gar wiederholt bearbeitet werden konnten. Ein Aufschwung „vaterländischer“ Ge-
schichtsschreibung ging nicht unbedingt mit einer engen und harmonischen Zusam-
menarbeit von Staat/Administration/Archiv auf der einen und Forschern/Gelehrten
auf der anderen Seite einher.

Die Studie besteht aus drei Abschnitten. Logisch stringent beleuchtet sie zunächst
die Institution Archiv als Ausgangspunkt, zeichnet dann im umfassendsten Teil (etwa
240 Seiten) die sukzessiven Entwicklungen zur Öffnung für eine wissenschaftliche
Nutzung nach und bringt schließlich die gelehrte Wissensproduktion mit dem Archiv
und seinen Rahmenbedingungen zusammen. Die Arbeit basiert auf der Untersuchung
staatlicher Zentralarchive in Preußen und Bayern – an manchen Stellen mit Exkursen
ins österreichische Hauptstaatsarchiv – und berücksichtigt dazu eine beeindruckende
Zahl archivalischer Quellen.

Der erste Abschnitt („Die Archive“) bietet zum Teil bereits bekannte institutions-
geschichtliche Details zu den Bedingungen der Einsichtnahme. Archive blieben auch
im 19. Jahrhundert Teil des Regierungshandelns und damit unter dessen materieller
Verfügungsmacht und Organisationsprinzipien. Im zweiten Untersuchungsabschnitt
(„Die Öffnung der Archive“) werden kleinteilig an vielen Einzelbeispielen Reformi-
deen sowie Praktiken (vor allem Benutzungsgesuche beziehungsweise deren admi-
nistrative Prüfung), Vorstöße und Rückschläge in der Entwicklung geschildert. Dies
gipfelt in der Darstellung, wie die unterschiedlichen Haltungen zum Quellenzugang
zwischen der Preußischen Akademie der Wissenschaften und den Archivaren und
Ministerien beim Editionsprojekt der Schriften Friedrichs II. aufeinanderprallten und
häufig erst durch den König entschieden wurden. Ein besonderes Augenmerk legt
Müller auf die „Mikropolitik“ der Gelehrten, die sich mit Netzwerken, Lobbying
und „Self-Fashioning“ (S. 303) in eine möglichst günstige Ausgangssituation für ih-
re Gesuche zur Akteneinsicht zu bringen versuchten. Letztlich konstatiert der Autor,
dass noch über die Mitte des 19. Jahrhunderts hinaus Reform- und Öffnungsideen
sich nicht durchsetzten – in Preußen noch weniger als in Bayern – und der Wan-
del sich nur zögerlich und schwerfällig anließ. Der dritte Abschnitt, der eigentlich
mit dem Thema des „Geschichte machens“ besonders spannend ist, sowie die Ar-
chivpolitik und deren Rückwirkungen auf die Forschung zusammenführt, kommt in
der Studie mit etwa 40 Seiten allerdings knapp daher. Er oszilliert zwischen der
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neuartigen und zunehmenden Verflechtung von Forschung und Archiv und den wei-
terbestehenden Spannungen von Kontrolle und Begrenzung ohne festgeschriebenes
und damit einforderbares Recht auf Akteneinsicht. Dies habe zu „Kompromissen“
(S. 375) in den wissenschaftlichen Darstellungen geführt, indem sich die Forscher
zu einer Selbstzensur genötigt fühlten. Die tatsächlichen Wandlungen von einer
Rechtstitel verwahrenden Institution zu einem sich professionalisierenden Archiv
als Forschungseinrichtung ab der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts werden nur
kurz angerissen.

Als theoretisch-methodische Impulse greift die gekürzte Fassung der Göttinger
Habilitationsschrift zwei Ideen auf: Zum einen rekurriert sie auf medienwissen-
schaftliche Ansätze, dass jeder „Produktion von Daten“ „(medien-)technische Vor-
aussetzungen“ zugrunde liegen, die im späteren Werk kaschiert werden (S. 33). Die-
ser Ansatz wird mit dem Programm verwoben, Forschungspraxis („doing science“
beziehungsweise „doing history“) zu untersuchen (S. 34f.).

Die Arbeit beobachtet die Archivpolitik der beiden Länder Preußen und Bayern
aus ihrer institutionellen Sicht und das Handeln der Forschenden. Je nach dem, was
die bisweilen lückenhafte Quellenlage zu bieten hat, ,switcht‘ der Autor zwischen
den beiden Ländern, sodass manchmal Fragen nach der tatsächlichen Vergleichbar-
keit beziehungsweise der Verabsolutierung aufkommen. Etwas quer zum gewählten
begrenzten räumlichen Zuschnitt liegen die Abschnitte zu den ,Höhenkamm-Gelehr-
ten‘ (zum Beispiel Leopold von Ranke), die auf Reisen im europäischen Ausland
jenseits von Bayern und Preußen forschten und dort mit Hilfe von grenzüberschrei-
tenden Netzwerken und anderen Einrichtungen, wie Bibliotheken, Wissen erarbei-
teten.

Die Studie fokussiert mit ihrem Schwerpunkt der staatlichen Archivpolitik auf die
zentralen landeseigenen Archive und ausgewiesene Spitzenforscher ihrer Zeit, was
absolut legitim und nachvollziehbar ist. Doch kommen beim Lesen auch weiterge-
hende Fragen auf, ob/wie diese Archivpolitik in die jeweiligen Staaten ausstrahlte.
Wie sahen die Bedingungen zum Beispiel in den preußischen Provinzialarchiven
aus? Standen diese unter den gleichen arkanpolitischen Vorgaben oder wandelten
sich diese im Zuge einer „Gouvernementalität“ zu Schnittstellen mit regionalen Ge-
lehrten und Geschichtsinteressierten vor Ort, die sich beispielsweise in Altertums-/
Historischen Vereinen sammelten und Urkundenbücher vorantrieben und damit auch
Teil des politisch-gesellschaftlichen Kommunikationsprozesses wurden? Brachten
nicht auch noch andere Akteure, wie beispielsweise der westfälische Oberpräsident
Ludwig von Vincke, mit eigenen Ideen und einem gewissen regionalen ,Eigen-
sinn‘ weitere Impulse ein? Hier können noch andere Nuancen der Archivpolitik des
19. Jahrhunderts Aufschluss versprechen.

Spannend – aber vermutlich ein Quellenproblem – wären auch mehr Informatio-
nen gewesen, wieviel Wissen die Archivare selbst über die Inhalte der von ihnen
gehüteten Quellen und die tagesaktuellen, politisch möglicherweise brisanten Ent-
wicklungen tatsächlich hatten, um über eine Auslegungs-/Beurteilungskompetenz
für die Vorlage – oder gar Zensur – von Materialien für die Forscher zu verfügen,
beziehungsweise wie wiederum ihre Verschwiegenheit gesichert wurde. Am Ran-
de werden ja einige Archivare genannt, die selbst Benutzungsgesuche für eigene
Archivforschungen und wissenschaftlich-literarische Arbeiten vorlegten. Damit war
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die Trennung zwischen Archivar und Forscher vielleicht nicht so monolithisch, wie
die Studie auf den ersten Blick glauben lässt.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Studie sich von der im Archivbe-
reich verbreiteten rein institutionellen Sicht löst und ein gern und lange kolportiertes
Narrativ von der einschneidenden Bedeutung der Revolution und Reformen am An-
fang des 19. Jahrhunderts beziehungsweise dem Bedeutungsverlust des „arcanum
imperii“ zurecht kritisch hinterfragt und relativiert. Die Idee des Archivs als Ort
oder auch Mittel der Geschichtsschreibung musste erst gegen Widerstände und Hin-
dernisse verbreitet und sukzessive verwirklicht werden. Zwar ist es erklärtes Ziel
des Verfassers, einen Wandel durch politisch-gesellschaftliche Kommunikationspro-
zesse nachzuvollziehen. Es entsteht dabei aber der Eindruck, dass die Modernisie-
rungsschritte des 19. Jahrhunderts insgesamt (zu) gering geschätzt werden, was das
19. Jahrhundert doch etwas sehr als langen Abgesang der Frühen Neuzeit anmu-
ten lässt. Für die Geschichte der Verknüpfung von Archiv und wissenschaftlicher
Forschung leistet die Studie aber einen wichtigen Beitrag.
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